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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/127 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Immunitätsangelegenheiten — 
betr. Aufhebung der Immunität von Abgeordneten 


A. Bericht des Abgeordneten Dürr 


Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 280. Sit- ! 
zung vom 26. Februar 1969 den Antrag des Aus- j 
Schusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- ( 
Ordnung auf Drucksache V/3790 angenommen. j 

Dem Antrag des Ausschusses waren langwierige j 
Beratungen in der Interparlamentarischen Arbeits- j 
gemeinschaft vorausgegangen. Der Rechtsausschuß 
hatte in der 5. Wahlperiode keine Bedenken dagegen 
geltend gemacht, daß eine generelle Aufhebung der 
Immunität von Abgeordneten für bestimmte Ver- 
fahrensabschnitte ohne Verfassungsänderung und 
ohne vorherige gesetzliche Regelung für eine Wahl- 
periode durchgeführt werden könne (vgl. Schrift- 
lichen Bericht des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung auf Drucksache 
V/3790). Die vom Rechtsausschuß vorgetragenen 
Empfehlungen im übrigen wurden vom Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung be- 
rücksichtigt. Wegen der Neugestaltung des Immuni- 
tätsrechts darf auf die ausführliche Begründung im 
angeführten Schriftlichen Bericht Bezug genommen 
werden. 

Da dieser Beschluß als Verfahrensregel dem unge- 
schriebenen Verfassungsrechtsgrundsatz der Diskon- 


tinuität unterliegt, kann er jeweils nur für die Dauer 
der Wahlperiode gelten, in der er beschlossen 
wurde. Daraus ergibt sich, daß dieser Bundestag, 
wenn er die Verfahrensregel des 5. Deutschen Bun- 
destages übernehmen will, diese durch einen aus- 
drücklichen Beschluß bestätigen muß. Diesem Zweck 
dient der vorgelegte Antrag. 

Mit dem Beschluß auf Drucksache V/3790 haben 
alle Beteiligten gute Erfahrungen gemacht. Offen 
sind lediglich noch Einzelfragen, die die Richtlinien 
für das Strafverfahren betreffen. Diese Fragen wer- 
den im Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung weiter behandelt und deren Er- 
gebnisse dem Bundesminister der Justiz mitgeteilt. 
Einer Beschlußfassung durch das Plenum bedarf es 
insoweit nicht. 

Der Ausschuß hat von einer Wiederholung des 
Gesamtbeschlusses auf Drucksache V/3790 abgese- 
hen, um den beteiligten Stellen nur eine Rechts- 
quelle, auf die sie sich jeweils beziehen können, zu 
geben. Nach Beschlußfassung des Bundestages wird 
der Bundesminister der Justiz diese Stellen von dem 
Beschluß in Kenntnis setzen. 


Bonn, den 27. November 1969 


Dürr 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
26. Februar 1969 betr. Aufhebung der Immunität von 
Abgeordneten (s. Anlage) gilt bis zum Ablauf der 
6. Wahlperiode. 


Bonn, den 27. November 1969 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle Dürr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache V 1/127 


Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 26. Februar 1969 *) 


1. Der Deutsche Bundestag genehmigt bis zum Ab- 
lauf der 5. Wahlperiode die Durchführung von 
Ermittlungsverfahren gegen Abgeordnete wegen 
Straftaten, es sei denn, daß es sich um Beleidi- 
gungen (§§ 185, 186, 187 a Abs. 1 StGB) politi- 
schen Charakters handelt. 

[Vor Einleitung eines Ermittlungsverfahrens ist 
dem Präsidenten des Deutschen Bundestages, 
und, soweit nicht Gründe der Wahrheitsfindung 
entgegenstehen, dem betroffenen Abgeordneten 
Mitteilung zu machen; unterbleibt eine Mitteilung 
an den Abgeordneten, so ist der Präsident auch 
hiervon unter Angabe der Gründe zu unterrich- 
ten. Das Recht des Deutschen Bundestages, die 
Aussetzung des Verfahrens zu verlangen (Artikel 
46 Abs. 4 GG), bleibt unberührt.] 

2. Diese Genehmigung umfaßt nicht 

a) die Erhebung der öffentlichen Klage wegen 
einer Straftat und den Antrag auf Erlaß eines 
Strafbefehls oder einer Strafverfügung, 

b) im Verfahren nach dem Gesetz über Ord- 

nungswidrigkeiten den Hinweis des Gerichts, 
daß über die Tat auch auf Grund eines Straf- 
gesetzes entschieden werden kann (§ 81 

Abs. 1 Satz 2 OWiG), 

c) freiheitsentziehende und freiheitsbeschrän- 
kende Maßnahmen im Ermittlungsverfahren. 

3. Zur Vereinfachung des Geschäftsganges wird der 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 


*) Vergleiche auch Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
— Drucksache V/3790 — 


schäftsordnung beauftragt, bei Verkehrsdelikten 
eine Vorentscheidung über die Genehmigung in 
den Fällen der Nummer 2 zu treffen. 

Dasselbe gilt für Straftaten, die nach Auffassung 
des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung als Bagatellangelegenhei- 
ten zu betrachten sind. 

Die Ermächtigung zur Strafverfolgung gemäß 
§ 197 Satz 2 StGB bei Beleidigung des Deutschen 
Bundestages kann im Wege der Vorentscheidung 
erteilt werden. 

4. Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer 
Erzwingungshaft (§§ 96, 97 OWiG) bedürfen der 
Genehmigung des Deutschen Bundestages. Zur 
Vereinfachung des Geschäftsganges wird der 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung beauftragt, eine Vorentscheidung 
über die Genehmigung der Vollstreckung zu tref- 
fen, bei Freiheitsstrafen nur, soweit nicht auf eine 
höhere Freiheitsstrafe als drei Monate erkannt 
ist oder bei einer Gesamtstrafenbildung (§§ 74, 
79 StGB, § 460 StPO) keine der erkannten Einzel- 
strafen drei Monate übersteigt. 

5. Bei Vorentscheidungen werden die Beschlüsse 
des Ausschusses dem Bundestag durch den Prä- 
sidenten schriftlich mitgeteilt, ohne auf die Tages- 
ordnung gesetzt zu werden. Sie gelten als Ent- 
scheidung des Deutschen Bundestages, wenn nicht 
innerhalb von sieben Tagen nach Mitteilung 
schriftlich beim Präsidenten Widerspruch erho- 
ben wird. 

6. Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
27. Januar 1966 wird aufgehoben. 
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